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Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht in Arbeits- und Sozialrechtssachen durch den Vizeprasidenten Univ.-
Prof. Dr. Neumayr als Vorsitzenden, die Hofratin Dr. Fichtenau und den Hofrat Mag. Ziegelbauer, sowie die
fachkundigen Laienrichter Mag. Martin Lotz (aus dem Kreis der Arbeitgeber) und Gunter Hintersteiner (aus dem Kreis
der Arbeitnehmer) als weitere Richter in der Sozialrechtssache der klagenden Partei Dr. T***** gegen die beklagte
Partei Vorarlberger Gebietskrankenkasse, 6850 Dornbirn, Jahngasse 4, vertreten durch Thurnher Wittwer
Pfefferkorn & Partner Rechtsanwalte GmbH in Dornbirn, wegen Ruckforderung von Kinderbetreuungsgeld, Uber die
auBerordentliche Revision der beklagten Partei gegen das Urteil des Oberlandesgerichts Innsbruck als
Berufungsgericht in Arbeits- und Sozialrechtssachen vom 12. April 2019, GZ 25 Rs 15/19w-16, den

Beschluss
gefasst:
Spruch

Die aulRerordentliche Revision wird gemafR§ 508a Abs 2 ZPO mangels der Voraussetzungen des§ 502 Abs 1 ZPO

zurlickgewiesen.
Begrindung:
Rechtliche Beurteilung

1. Im Revisionsverfahren ist ausschlieflich die Berechtigung der beklagten Gebietskrankenkasse zu klaren, das vom
1. 1. 2014 bis 11. 2. 2014 gewahrte Kinderbetreuungsgeld als Ersatz des Erwerbseinkommens zurtickzufordern, wenn
der beziehende Vater (Klager) seine Einkiinfte aus selbstandiger Tatigkeit nicht innerhalb der zweijahrigen Frist des § 8
Abs 1 Z 2 Satz 3 KBGG abgrenzte und die mal3geblichen Einkiinfte fir das gesamte Kalenderjahr des Bezugs (nicht aber
die fur den Anspruchszeitraum iSd 8 8 Abs 1 Z 1 Satz 4 iVm § 8 Abs 1 Z 2 letzter Satz KBGG idF BGBI | 2013/117
ermittelten und auf das Kalenderjahr hochzurechnenden Einkunfte) die Zuverdienstgrenze des 8 24 Abs 1 Z 3 KBGG
Uberstiegen.

2. Die Vorinstanzen verneinten dies im Sinn der ausflihrlich begriindeten Entscheidung10 ObS 146/17v vom
23.5.2018 und gaben dem Feststellungsbegehren des Klagers statt.

3. Der Oberste Gerichtshof hat mittlerweile in mehreren Entscheidungen an den zu10 ObS 146/17v dargelegten
Grundsatzen festgehalten und die von der Beklagten auch hier gebrachten Argumente verworfen (10 ObS 15/19g;
10 ObS 20/19¢t; 10 ObS 22/19m). Eine erhebliche Rechtsfrage ist nicht mehr zu beantworten.
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